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266/AoB. 

zu 245/J 

A n fra g e b e a n t w 0 r tun g 

des Bundesministers für Auswärtige Angelegenheiten Dr. K r eis k y 

auf die Anfrage der Abgeordneten Mac h u n z e und Genossen, 

betreffend die Durchführung des österreichisch-deutschen Finanz- und 

~usgleichsvertrages. 

-.-.-

In Beantwortung der Anfrage der Herren Abgeordneten Machunze, 

Dr. Gruber, Mittendorfer, Gabrie1e und Genossen vom 7. April d.J., 

Zl.245/J~NR/65, betreffend die Du~chführung des österreichisch-deutschen 

Finanz- und Ausgleichsvertrages, möchte ich zunächst auf meine Anfrage­

beantwortung vom 25. November 1964, Zl.242.403-14/64, verweisen, in der 

ich ausgeführt habe, dass der Sachverhalt dem Bundesministerium für 

Auswärtige Angelegenheiten und den anderen zuständigen österreichischen 

Ministerien bekannt ist und einer eingehenden Prüfung unterzogen wird. 

Wie in der Anfrage vom 7. April zutreffend ausgeführt wird, ist die 

Ablehnung der Feststellung von Vertreibungsschäden nach dem deutschen 

Lastenausgleichsgesetz (LAG)und die Ablehnung der in diesem Gesetz vorge­

sehenen Entschädigungsleistung an Geschädigte, die ihren Wohnsitz in 

Österreich haben und deren Einbeziehung in das deutsche LAG, nach unserer 

Auffassung, in Art.8 Abs.l des deutsch-österreichischen Finanz- und Aus­

gleichsvertrages (FAV) vereinbart wurde, auf die Definition des Aus­

wanderungsbegriffes durch die deutsche Bundesausgleichsverwaltung zurück-, 
zuführen. 

Nach Kenntnis dieser einschränkenden Praxis hat zunächst auf Experten­

ebene eine Erörterung der für die österreichischen Betroffenen hiedurch 

eingetretenen Nachteile stattgefunden, die ergeben hat, dass die deutschen 

Behörden folgenden Standpunkt einnehmen: 

Das LAG sei aussch1iess1ich innerdeutsches Recht, für dessen Auslegung 

und Anwendung nur die deutschen Behörden und Gerichte zuständig sind. Es 

stehen diesen daher auch frei, den Begriff der Auswanderung zu definieren. 

Art.8 Punkt 1 des FAV bewirkt daher, nach der deutschen Auffassung, nur 

die Einbeziehung des dort ausdrücklich genannten Personenkreises in das LAG. 

Die gegenständliche Bestimmung des LAG hat folgenden Wortlaut: 

§ 230 Stichtag 

"(1) Vertreibungsschäden kann der Geschädigte nur geltend machen, wenn 

er am 31.Dezember 1952 seinen ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des 
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Grundgesetzes oder in Berlin (West) gehabt hat. Gleichgestellt ist, wer am 

31. Dezember 1950 seinen ständigen Aufenthalt im Geltungsbereich des Grund­

gesetzes oder in Berlin (West) gehabt hat oder wer seit Eintritt des Scha­

dens uhd vor dem 310 Dezember 1952 mindestens ein Jahr seinen ständigen Auf­

enthalt in diesen Gebieten gehabt hat und in das Ausland ausgewandert ist. tI 

Während die anderen Bestim~ungen dieses Artikels meist nicht in Zweifel 

gezogen werden, hat sich das deutsche Bundesausgleichsamt die folgende Aus­

legung des Auswanderungsbegriffes zu eigen gemacht; 

ItAuswanderung ist rechtlich und dem Lebensbild nach etwas anderes als 

der Begriff der Verlegung des ständigen Aufenthalts in das Ausland. Auswan­

dernist vielmehr eine Verlegung des ständigen Aufenthalts unter Erfüllung 

b'e sonderer Merkmale, die gerade in der Recht ssprechung des Bundesverwal tungs­

gerichts herausgearbeitet worden sind. Auswanderung im Sinne des LAG ist 

eine Verlegung des ständigen Aufenthalts und der Lebensgrundlage in das Aus­

land, und zw~~unter besonderen qualifizierten Voraussetzungen, nämlich Auf­

gabe der alten und Begründung einer neuen·· Heimat, wobei zwischen Ausgangs­

und Auswanderungsland ein gan:z besonderer Gegensatz zwischen bisheriger Hei­

ma t und Fremde obwalten mus E'." 
Diese Auslegting,desAuswanderungsbegriffes im deutschen LAG.wird durch 

mehrere Entscheidungen des deutschen Bundesverwaltungsgerichts,getragen, die 

den prinzipiellen Unterschied zwischen Verlegung des ständigen Aufenthalts 

und Auswanderung höchstgerichtlich zum· Ausdruck bringen und bei einer Aufent_ 

haltsverlegung nach Österreich die Auswanderung verneinen. Ebenso hat in ei­

nigen' Fällen das..:.de1:ltsche Bundesverwal tungsgericht die Auswanderung bei Ver­

legung des ständigen Aufenthalts nach Frankreich und in die sogenannte DDR 

verneint. Diese Rechtsauslegung des Bundesausgleichsamtes und die Rechtsspre­

chung des Bundesverwaltungsgerichts findet also nicht nur bei Verlegung des 

ständigen Aufenthal.res nach Österreich Anwendung. 

Die deutsche Lastenausgleichsverwaltung sieht also im allgemeinen bei 

Verlegung des ständigen Aufenthaltes innerhalb des deutschen Sprach- und 

Kulturkreises die Merkmale der im LAG als Voraussetzung der Schadensfest­

stellung und Entschädigung geforderten Auswanderung nicht als erfüllt an. 

Wie ich schon in der vorerwähnten Anfragebeantwortung angekündigt habe, 

wurde diese Rechtsauffassung der deutschen Behörden von meinem Ressort gemein­

sam mit dem Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst und dem Bundesministerium für 

Finanzen eingehend und mit dem Ergebnis überprüft, dass sich diese Auslegung 

wohl kaum in Übereinstimmung mit dem Wortlaut und dem Sinn des Kreuznacher 

Abkommens befindet~ 
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Es wurde daher zunächst die österreichische Auffassung dem deutschen 

Bundesausgleichsamt, das mit der Durchführung des LAG betraut ist, zur 

Kenntnis gebracht und versucht, durch Fühlungnahme der zuständigen Experten 

eine für die in Österreich befindlichen Geschädigten befriedigende Lösung, 

wie sie unserer Auffassung nach im FAV vereinbart wurde, zu finden. Die dies­

bezüglichen Bemühungen sind noch nicht abgeschlossen. 

Zusammenfassend möchte ich feststellen, dass das Bundesministerium für 

Auswärtige Angelegenheiten in enger Zusammenarbeit mit dem Bundeskanzleramt 

und dem Bundesministerium für Finanzen bestrebt ist, alle Meinungsverschie­

denheiten und somit auch diese, die bezüglich der Auslegung und Anwendung 

des Kreuznacher Abkommens mit der Bundesrepublik Deutschland auftreten kön­

nen, durch Verhandlungen mit den zuständigen deutschen Behörden, sei es auf 
\ 

Expertenebene, sei es auf diplomatischem Wege, entsprechend .dem Wortlaut und 

dem Sinn dieses Vertrages zu bereinigen. Sollte es in einem konkreten Fall 

einmal nicht möglich sein, zu einer gültigen Einigung zu kommen, so sieht 

der Artikel 25 des Vertrages die Möglichkeit der Anrufung eines Scheidsger 

richtes vor, das dann endgültig zu entscheiden hätte. 

-.-.-
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